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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 
und Beschäftigung -

Tagesordnung 1 Punkt 1.6 der öffentlichen Sitzung am 28.04.2004  -
Haushaltsplanberatungen-

Vorlage Nr. 04-F-02-0039

Verwaltungshaushalt Dezernat III - Stadtmarketing
- Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 27.04.2004 
Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung möge beschließen:

Es werden mit der Bezeichnung „Stadtmarketing“ 200.000 Euro in den Verwaltungshaushalt 
eingestellt.

Dezernat V wird gebeten, in Absprache mit Dezernat III eine Haushaltsstelle zu benennen 
und mit einem Sperrvermerk zu versehen, wonach die Haushaltsmittel durch den 
Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung freigegeben werden können.

Beschluss Nr. 0185

 
Der Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 27.04.2004 wird angenommen.

  

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,         .05.2004
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Winkelmann
Vorsitzender

Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,          .05.2004

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,          .05.2004
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Dezernat III in Verbindung mit Dezernat V
mit der Bitte um weitere Veranlassung 
Dezernat V
mit der Bitte um Kenntnisnahme Diehl

Oberbürgermeister


	Die Stadtverordnetenversammlung
	Tagesordnung 1 Punkt 1.6 der öffentlichen Sitzung am 28.04.2004  -Haushaltsplanberatungen-
	Verwaltungshaushalt Dezernat III - Stadtmarketing - Antrag der CDU-Stadtverordnetenfraktion vom 27.04.2004  Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung möge beschließen:  Es werden mit der Bezeichnung „Stadtmarketing“ 200.000 Euro in den Verwaltungshaushalt eingestellt.  Dezernat V wird gebeten, in Absprache mit Dezernat III eine Haushaltsstelle zu benennen und mit einem Sperrvermerk zu versehen, wonach die Haushaltsmittel durch den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung freigegeben werden können.

